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Elisabeth Majchrzak-Frensel

Von: SPD-Ortsverein Eickel <ralf.frensel@gmx.de>

Gesendet: Sonntag, 19. Juni 2016 14:17

An: majchrzak-frensel@gmx.de

Betreff: NEWSLETTER SPD-Ortsverein Eickel vom 2016-06-19

Anlagen: 2016-06-23 Vorstand Einladung.pdf; Neues aus Düsseldorf 6.pdf; Unter der

Kuppel Newsletter MM.pdf; Frauen-Power Juni 16.pdf

NEWSLETTER SPD-Ortsverein Eickel vom 2016-06-19

Homepage # Termine # Kontakt

Liebe Elisabeth,

ich möchte dich herzlich zu unserer nächsten Vorstandssitzung einladen.

Weitere Informationen sind in der angehängten PDF-Datei.

Die aktuellen Newsletter von Michelle Müntefering, MdB und Serdar

Yüksel, MdL sind ebenfalls beigefügt.

Von der Herner AsF ist die Frauen-Power beigefügt.

Kulturelles

AWO - Grete-Fährmann-Seniorenzentrum, Burgstraße 45

Sommerfest im Sinnesgarten am 24. Juni ab 14 Uhr.

Kulturbrauerei Hülsamm - Extraschicht am 25. Juni

Führungen – je 30 Minuten lang – bieten auch Stadtarchivar Jürgen

Hagen rund um die Kulturbrauerei Hülsmann in Eickel an, sagt Bärbel

König-Bargel, Mitglied des Fördervereins der Einrichtung. Nachdem es

bei der Extraschicht-Premiere im vergangenen Jahr „rappelvoll“ gewesen

sei, bleibe man auch hier dem bewährten Konzept treu. Passend zum

Brauerei-Thema können neben der Stadtführung Biere verkostet werden,

und Herner Musiker präsentieren unter anderem „Sauf- und Trinklieder

zum Mitsingen“. Eine Ergänzung zum Vorjahr: die Illumination der

Braukessel, begleitet von sphärischen Klängen im Innenraum der alten

Brauerei.



2

Mit freundlichen Grüßen

Elisabeth Majchrzak-Frensel

(Ortsvereinsvorsitzende)
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An die Mitglieder
des Vorstandes
des SPD-Ortsvereins Eickel

Ortsvereinsvorsitzende

Elisabeth Majchrzak-Frensel
Veilchenweg 36
D-44651 Herne

 Privat +49 (2325) 45448
 Mobil +49 (173) 5249144
 Fax +49 (3212) 1019922

 elisabeth.majchrzak@spd-eickel.de

Herne, Sonntag, 2016-06-19
Liebe Genossinnen und Genossen,
ich lade ich Euch herzlich ein zur

Vorstandssitzung

am Donnerstag, 23. Juni 2016, um 19:00 Uhr

Restaurant „Taverne Kavala“,
Hauptstraße 42, 44651 Herne,

Tel. 02325-586803.

Vorgeschlagene Tagesordnung

1. Eröffnung und Begrüßung, Festlegung der Tagesordnung
2. Sommerfest Dorneburg 03.07.2016
3. Aktuelle Politik
4. Berichte der Mandatsträger und Funktionäre
5. Verschiedenes

Bis dahin verbleibe ich mit freundlichen Grüßen

Elisabeth Majchrzak-Frensel
(Ortsvereinsvorsitzende)



Überschrift Leitartikel 

Sitzungswochen 
6. Juni bis 
17. Juni 

Themen in dieser Ausgabe: 

 Gewaltiger Schritt beim 
Integrationsgesetz 

 Michelle Müntefering: 
Bessere Bezahlung für 
Integrationslehrer 

 Reform zum Behinder-
tengleichstellungsgesetz 

 Mehr Schutz für Prostitu-
ierte 

 Verstärkte Förderung 
von Frauenberufen 

 Michelle Müntefering 
bei Autor Wolfgang 
Gründinger 

 Unwetter: Umweltminis-
terin verspricht Unter-
stützung 

 Bundestag berät neues 
Bauvertragsrecht 

 Investmentbesteuerung 
wird reformiert 

 Gleiches Recht für Allein-
erziehende 

 Demenzkranke nicht für 
Forschungszwecke 
missbrauchen 

 Gedenken 

 BPA-Gruppe aus dem 
Wahlkreis im Bundestag 

 50-jähriges Jubiläum der 
SPD Landesgruppe NRW 

 Bürgersprechstunde 
Michelle Müntefering 

 Michelle Müntefering zu 
Besuch bei der Biennale 

 Jugendpolitik: Schülerin 
zu Gast bei Michelle 
Müntefering 

 Daumen drücken für die 
EM 

 

Liebe Genossinnen und 
Genossen, liebe Leserin-
nen und Leser, 
 
die NRW-Landesgruppe 
ist mit über 50 Abgeord-
neten die stärkste Grup-
pe in der SPD Bundes-
tagsfraktion. 
In der vergangenen Wo-
che haben wir gemein-
sam mit Ministerpräsi-
dentin Hannelore Kraft 
und über 700 Gästen aus 
der ganzen Republik das 

50-jährige Bestehen der 
Landesgruppe gefeiert.  
Fest steht: wir sind noch 
lange nicht müde - es 
gibt noch viel zu tun. Im 
Bundestag wird derzeit 
auch die Entbürokrati-
sierung der Hartz IV Ge-
setze diskutiert. Als SPD-
Abgeordnete haben wir 
deutlich gemacht, Ent-
bürokratisierung darf in 
keinem Fall zu einer 
Schlechterstellung von 
Alleinerziehenden füh-
ren! Ich bin froh, dass 

Bundesarbeitsministerin 
Andrea Nahles bereits 
signalisiert hat, dies in 
den Gesetzgebungspro-
zess aufzunehmen. Au-
ßerdem war auch in die-
ser Woche wieder eine 
Besuchergruppe aus 
Herne in Berlin zu Gast, 
darunter auch Polizistin-
nen und Polizisten aus 
unserer Stadt. Miteinan-
der haben wir die The-
men Innere Sicherheit, 
soziale Gerechtigkeit 
und die Frage von einer 

friedlichen Welt bespro-
chen. Was uns sonst 
noch bewegt hat in der 
vergangenen Woche im 
Bundestag, das ist 
brandaktuell wieder in 
diesem Newsletter nach-
zulesen. Wenn Sie ein 
Anliegen haben, kom-
men Sie doch mal in eine 
meiner nächsten Bürger-
sprechstunden im Wahl-
kreisbüro!  
Herzliche Grüße 

Michelle Müntefering 
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Es ist nicht übertrieben, das ge-
plante Integrationsgesetz als ge-
waltigen Schritt zu bezeichnen. 
Ein solches Gesetz, das Maßnah-
men bündelt, um die Geflüchte-
ten besser zu integrieren, gab es 
in Deutschland bis dato noch 
nicht. 

Unter dem Motto „Fördern und 
Fordern“ hat der Bundestag den 
Gesetzentwurf der Koalition am 
Freitag in 1 Lesung beraten (Drs. 
18/8615). Dass die Vorlage noch 
vor der Sommerpause verab-
schiedet werden soll, geht auf 
Betreiben der SPD -Fraktion zu-
rück, die ein solches Gesetz vehe-
ment gefordert und inhaltliche 

Vorschläge dafür gemacht hatte. 

Damit wird der Zusammenhalt in 
der Gesellschaft quasi durch In-
tegrationsketten gestärkt, die 
den Flüchtlingen echte Perspekti-
ve n  fü r  e i n en  N eu s ta r t  i n  
Deutschland eröffnen. Gleichzei-
tig schafft das Gesetz bessere 
Bleibeperspektiven. Mit allem 
was dazugehört: Rechten und 
Pflichten. 

Konkret bedeutet das: Das Ge-
setz fördert die Integration in den 
Ausbildungs- und Arbeitsmarkt 
durch verbesserte Regeln für die 
Ausbildungsförderung, Rechtssi-
cherheit bezüglich des Aufent-

haltsstatus während und nach 
der Ausbildung, die befristete 
Aussetzung der Vorrangprüfung 
abhängig von der Arbeitsmarktsi-
tuation der Bundesländer und 
eine niedrigschwellige Heranfüh-
rung an den Arbeitsmarkt durch 
Flüchtlingsintegrationsmaßnah-
men. Mit einer Wohnsitzzuwei-
sung (Vermeidung sozialer Brenn-
punkte) und Verpflichtungen zur 
Mitwirkung bei der Integration 
legt die Koalition aber auch klar 
fest, was von Flüchtlingen erwar-
tet wird. Wer sich anstrengt und 
durch Spracherwerb und den 
Einstieg in eine Arbeit seinen 
Teil zur Integration beiträgt, der 
hat alle Chancen, einen Neustart 
in Deutschland zu schaffen. 
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Zum Thema Integration berichtet 
die Bundestagsabgeordnete Mi-
chelle Müntefering: 
 
„Ich bin sehr froh, dass wir Sozi-
aldemokraten eine bessere Be-
zahlung der Lehrkräfte in den 
Sprach- und Integrationskursen 
durchgesetzt haben“, erklärt die 
Abgeordnete Michelle Münte-

fering: „Mit einem Beschluss im 
Haushaltsausschuss des Deut-
schen Bundestages wurde jetzt 
eine Mindestvergütung von 35 
Euro pro Stunde für die Lehr-
kräfte in Sprach- und Integrati-
onskursen sichergestellt. Dies ist 
ein wichtiger Schritt für das Ge-
lingen der Integration, denn sie 
fängt beim Erlernen der Sprache 

an. Hierbei leisten die Lehrkräfte 
in den Sprach- und Integrations-
kursen einen elementaren Bei-
trag. Dafür habe ich mich seit 
Langem zusammen mit meinen 
Kolleginnen und Kollegen der 
SPD-Bundestagsfraktion einge-
setzt. 

Die neuen Regeln beseitigen 
dazu unnötige bürokratische Hür-
den. 

Vizekanzler Sigmar Gabriel (SPD) 
sagt: „Das ist ein echter Paradig-
menwechsel in Deutschland.“ 
Der Staat gehe offensiv auf jene 
zu, die nach Deutschland kä-
men. Die Botschaft an Flüchtlin-
ge sei: ‚Wenn du dich rein-
hängst, dann wird hier was aus 
dir‘. Der Staat helfe dabei, aber 
die Flüchtlinge müssten mitma-
chen. Gabriel sagte, das Integra-
tionsgesetz sei ein erster Schritt 
in Richtung Einwanderungsge-
setz. Bundesarbeitsministerin An-
drea Nahles (SPD) hebt die geplan-
ten Erleichterungen beim Zugang 
zu Integrationskursen und in 
den Arbeitsmarkt hervor. Der 
beste Weg zur Integration sei 
Arbeit, der beste Weg zur Arbeit 
gehe über das Erlernen der deut-
schen Sprache und Ausbildung. 
„Das sind die Schwerpunkte des 
Gesetzes“, so Nahles.  

„Es ist zum ersten Mal ein Ge-
setz, auf dem wirklich Integrati-
on steht“, sagt die Migrations-
beauftragte der Bundesregie-
rung, Aydan Özoguz (SPD). 
Wichtig sei, dass der Schutz von 
Frauen und Kindern verstärkt 
werde. In der so genannten Mese-
berger Erklärung der Bundesre-
gierung heißt es dazu: 
„Übergriffe auf Frauen, Kinder 
und andere Schutzbedürftige 
werden wir nicht akzeptieren, 
ganz gleich ob sie gegen Bürger 
unseres Landes oder gegen 

Flüchtlinge gerichtet sind. Des-
halb habe sie Übergriffe auf 
Frauen, wie etwa in der Sil-
vesternacht, scharf verurteilt 
und durch Änderung von Geset-
zen schnell reagiert. Auch Über-
griffen in Flüchtlingsunterkünften 
müsse konsequent entgegenge-
wirkt werden. Der Bund werde 
gemeinsam mit den Ländern zeit-
nah prüfen, inwieweit eine bun-
desgesetzliche Regelung erfor-
derlich ist, um diesen Schutz zu 
gewährleisten. 

Die Sozialdemokraten hatten auf 
Schutzmaßnahmen von Mäd-
chen und Frauen in Flüchtlings-
unterkünften gedrängt. Vor al-
lem Bundesfrauenministerin Ma-
nuela Schwesig (SPD) hatte sich 
dafür ausgesprochen, dass et-
was gegen die Zustände 
schutzsuchender Frauen und 
Mädchen, die sich in den Flücht-
lingsunterkünften Schlafräume 
und Sanitäreinrichtungen mit 
Männern teilen müssten, getan 
werde. 

 

Für Flüchtlinge, aber insbeson-
dere für die vielen Arbeitgeber, 
die engagiert Flüchtlinge in Ar-
beit bringen wollen, wird es in 
Zukunft mehr Rechtssicherheit 
geben. Der Aufenthaltsstatus 
von geduldeten Auszubildenden 
in schulischer und betrieblicher 
Ausbildung wird so geregelt, 
dass eine Duldung für die Ge-
samtdauer der Ausbildung gel-
ten wird. Bei anschließender aus-
bildungs-adäquater Beschäfti-

gung wird ein Aufenthaltsrecht 
für zwei weitere Jahre erteilt 
(„3+2 -  Regel“). Auch wenn keine 
direk-te Anschlussbeschäftigung 
ge-funden wurde, will die Koaliti-
on die Potentiale der hier Ausgebil
-deten im Land halten. Daher 
wird es für eine Dauer von sechs 
Monaten eine Duldung zur Ar-
beitsplatzsuche geben. Weil 
viele Flüchtlinge die derzeit gül-
tige Altersgrenze von 21 Jahren 
überschreiten, wird diese kom-
plett aufgehoben.  

Gleichzeitig werden die Angebo-
te für Asylsuchende mit guter 
Bleibeperspektive erweitert. Un-
ter Beibehaltung der Sprach-
kursanteile wird die Wertever-
mittlung in den Integrationskur-
sen deutlich von 60 auf 100 Un-
terrichtseinheiten aufgestockt.  

Nach drei Jahren wird Flüchtlin-
gen eine Niederlassungserlaub-
nis erteilt, wenn sie die deut-
sche Sprache beherrschen 
(Sprachniveau C1) und ihren Le-
bensunterhalt weit überwie-
gend selbst sichern. Aber auch 
alle anderen haben eine gute 
Chance, auch wenn sie die Spra-
che nicht so schnell lernen und 
die Integration in den Arbeits -

markt etwas länger dauert. Nach 
fünf Jahren erhalten Flüchtlinge 
eine Niederlassungserlaubnis, 
wenn sie es schaffen, neben wei-
teren Kriterien hinreichende 
deutsche Sprachkenntnisse 
(Sprachniveau A2) vorzuweisen 
und ihren Lebensunterhalt über-
wiegend zu sichern. 

Aus Berlin 



Noch bevor der Entwurf für ein 
Bundesteilhabegesetz, das die 
Teilhabemöglichkeiten von 
Menschen mit Behinderungen 
verbessern soll, in das parla-
mentarische Beratungsverfah-
r e n  g e h t ,  h a t  d i e  S P D -

Bundestagsfraktion den Refe-
rentenentwurf des Bundesmi-
nisteriums für Arbeit und Sozia-
les im Rahmen einer Fachveran-
staltung diskutiert. Am 30. Mai 
2016 kamen rund 250 Interes-
sierte dazu in die Halle des Paul 
-Löbe-Hauses. 
 
Insgesamt leben in Deutschland 
gut 7,5 Millionen Menschen mit 
Schwerbehinderungen. Weitere 
16,8 Millionen sind von Behin-
derungen bedroht. Das Bundes-
teilhabegesetz (BTHG) ist eines 
der größten sozialpolitischen 

Vorhaben in dieser Legislatur-
Periode. Es soll die UN-
Behindertenkonvention weiter 
umsetzen und die Person in 
den Mittelpunkt stellen.  

Mit dem Bundesteilhabegesetz 
gesellschaftliche Teilhabe ver­
bessern 

„Die SPD-Bundestagsfraktion 
setzt sich dafür ein, allen Men-
schen gleiche Chancen zur ge-
sellschaftlichen Teilhabe zu er-
möglichen“, sagte die stell-
v e r t r e t e n d e  S P D -
Fraktionsvorsitzende Caro-
la Reimann zu Beginn der Ver-
anstaltung. Mit dem Bundesteil-
habegesetz werde der Paradig-
menwechsel von der Fürsorge 
zur Teilhabe, den vor allem die 
Sozialdemokraten mitgestaltet 

hätten, mit realen Verbesserun-
gen fortgesetzt. Niemandem 
sollen künftig Leistungen vor-
enthalten werden, auf die nach 
geltendem Recht ein Anspruch 
besteht“, stellte die für den 
Gesetzentwurf im Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Sozia-
les zuständige Parlamentari-
sche Staatssekretärin Gabriele 
Lösekrug Möller (SPD). 
 
Die Einzelaspekte der Geset-
zesentwurfes wurden intensiv 
mit Fachleuten und Verbands-
vertretern auf der Konferenz 
diskutiert. In den kommenden 
Wochen wird sich der Bundes-
tag im parlamentarischen Ver-
fahren gründlich mit den auf-
geworfenen Fragen und der 
Kritik beschäftigen.    

Aus Berlin 

Mit einem neuen Gesetz will die 
Koalition das sexuelle Selbstbe-
stimmungsrecht von Prostituier-
ten stärken, sie besser vor nicht 
hinnehmbaren Arbeitsbedingun-
gen und vor Ausbeutung und 
Gewalt schützen. Vergangenen 
Woche hat sich der Bundestag 
in erster Lesung mit der Regie-
rungsvorlage befasst. 
 
„Es ist schwieriger in Deutsch-
land eine Pommesbude zu eröff-
nen als ein Bordell“, sagte die 
Bundesfrauenministerin Manue-
la Schwesig (SPD) im Plenum. 
Kernelement des Gesetzent-
wurfs der Bundesregierung ist 
die Einführung einer Erlaubnis-
pflicht für die Betreiber von 
Prostitutionsstätten.  
 
„Für die SPD ist das ein ganz 
entscheidender Punkt. Denn 
damit sorgen wir für bessere 
Arbeitsbedingungen für die in 
der Prostitution tätigen Frauen 
und Männer“, betont SPD-
Fraktionsvizin Carola Reimann 
bei der ersten Lesung der Regie-

rungsvorlage im Bundestag. 
Künftig muss jeder Betreiber 
bzw. jede Betreiberin ein Be-
triebskonzept vorlegen und sich 
einer Zuverlässigkeitsprüfung 
unterziehen. Damit soll verhin-
dert werden, dass vorbestrafte 
Menschenhändler ein Bordell 
betreiben dürfen.  
Zudem werden Bordellbetreiber 
verpflichtet, für gesundheitliche, 
räumliche und hygienische Min-
deststandards und damit für 
bessere Arbeitsbedingungen zu 
sorgen. Zudem sieht der Gesetz-
entwurf eine Kondompflicht und 
ein Werbeverbot für unge-
schützten Sex vor. Bei Verstö-
ßen gegen diese Betreiberpflich-
ten drohen Sanktionen bis zum 
Verlust der Betreiber-Erlaubnis 
und empfindliche Bußgelder. 
 
Prostituiertenschutzgesetz oh­
ne moralischen Zeigefinger 
Bei allen neuen Maßnahmen 
geht es der SPD-
Bundestagsfraktion nicht da-
rum, käuflichen Sex moralisch 
zu verurteilen, stellt der frauen-

politische Fraktionssprecher 
Sönke Rix in der Bundestagsde-
batte klar. „Vielmehr stärken wir 
mit dem Prostituiertenschutzge-
setz die Rechte der Sexarbeite-
rinnen und Sexarbeiter“, so Rix. 
 
Menschenhandel 
Darüber hinaus hat der Bundes-
tag in erster Lesung einen Ge-
setzentwurf der Koalition zur 
Bekämpfung des Menschenhan-
dels beraten. Mit dem Vorhaben 
sollen eine EU-Richtlinie umge-
setzt und die Strafbarkeit des 
Menschenhandels erweitert 
werden. Für die SPD-
Bundestagsfraktion ist es beson-
ders wichtig, dass mit dem ge-
planten Gesetz vor allem Frauen 
und Kinder besser vor Men-
schenhandel und Zwangsprosti-
tution geschützt werden kön-
nen. Eine reine Umsetzung der 
EU-Richtlinie wäre dafür nicht 
ausreichend gewesen, betont 
der zuständige Berichterstatter 
Matthias Bartke.  
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CDU/CSU und SPD haben sich 
für ein umfangreiches Maßnah-
menbündel zur Deckung des 
Fachkräftebedarfs in Deutsch-
land ausgesprochen. In einem 
Antrag sprechen sich die Frakti-
onen für Anreize aus, um die 
Erwerbsbeteiligung von Frauen 
zu erhöhen. Die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf soll durch 
die Förderung flexibler Arbeits-
zeiten und von Kinderbetreu-
ungsangeboten weiter verbes-
sert werden.  
 
Frauen in naturwissenschaftli­
chen Berufen fördern 
Junge Frauen sollen auch früh-
zeitig stärker für Berufe aus den 
Bereichen Mathematik, Infor-
matik, Naturwissenschaften und 
Technik (MINT-Berufe) begeis-
tert werden. Ältere Erwerbsper-
sonen sollen länger in das Ar-
beitsleben eingebunden werden 

und Fachkräfte aus dem Ausland 
mit passenden Qualifikationen 
und Kompetenzen für den deut-
schen Arbeitsmarkt gewonnen 
werden. Dazu sollen die zahlrei-
chen Möglichkeiten, die das 
deutsche Einwanderungsrecht 
für eine legale Erwerbsmigration 
bietet, verstärkt in Ländern mit 
hohem Migrationsdruck be-
kannt gemacht werden. Geeig-
nete Bewerber sollen mit inte-
ressierten deutschen Unterneh-
men in Kontakt gebracht wer-
den.  
 
Mehr Menschen für soziale 
Berufe 
Alle Branchen würden qualifi-
zierten Nachwuchs benötigen, 
heißt es in dem Antrag weiter. 
Es würden mehr Menschen ge-
braucht, die für „SAGE-Berufe“ 
qualifiziert seien. SAGE bedeu-
tet soziale Arbeit, Gesundheit 

und frühkindliche Erziehung. 
Auch die Zahl der ausbildenden 
Betriebe müsse gesteigert wer-
den; diese Betriebe müssten 
zudem mehr ausbilden. Zugleich 
fordern die Koalitionsfraktionen 
einen Erhalt des Meisterbriefs 
und setzen sich außerdem für 
eine stärkere Nutzung der Chan-
cen der Digitalisierung ein. Wie 
die Fraktionen feststellen, gebe 
es zwar aktuell noch keinen flä-
chendeckenden Fachkräfteman-
gel, „dennoch zeichnen sich 
jetzt schon Engpässe ab“. 
Gerade kleine und mittlere Un-
ternehmen (KMU) hätten 
Schwierigkeiten, ihre offenen 
Stellen zu besetzen. Ergebnisse 
einer Untersuchung aus dem 
Januar 2016 hätten in 148 von 
685 Berufsgattungen Engpässe 
ergeben, in 55 Berufsgattungen 
sogar starke Engpässe. 

Aus Berlin 

Das aktuelle Werk Wolfgang 
Gründigers „Alte Säcke Demo-
kratie“ stellte die Bundestagsab-
geordnete Michelle Münte-
fering vergangene Woche in 
Berlin vor. In ihrer Buchvorstel-
lung kommentierte sie die Ar-
beit des Autors mit folgenden 
Worten:  
„Bürgerinnen und Bürger fragen 
mich oft, was ist das eigentlich 
mit den Lobbyisten—mit denen 
darf man doch nicht reden! Ich 
antworte: da bit es ja Unter-
schiede, nicht nur Krauss-
Maffei, sondern auch die Green-
peace auf dieser Welt. Ich könn-
te auch sagen, es gibt auch 
Wolfgang Gründinger! Denn 
Wolfgang Gründinger ist im bes-
ten Sinne ein Zukunftslobbyist.  
Er engagiert sich für soziale Ge-
rechtigkeit, für die Themen un-
sere Zeit, auch, wenn er von der 
falschen Grundannahme aus-
geht. Aber dazu gleich mehr. 

Zunächst eine Anekdote zu ei-
nem Teil des Buches, in dem ich 
mich ganz persönlich wiederge-
funden haben. Auf Seite 106 
beschreibt Wolfgang Gründin-
ger, wie er zur SPD gefunden 
hat: „Ein Klassenkamerad sagte, 

die Sch** SPD hat die Steuer-
schlupflöcher gestopft. Jetzt 
muss mein Vater noch ein Haus 
kaufen um Steuern zu sparen.“ 
Wolfgang Gründinger konnte 
nicht ein Jahr ins Ausland, in die 
USA reisen, wie seine Mitschü-
ler. 
 
Rundumschlag über die Heraus­
forderungen unserer Zeit 
„Wir haben doch keinen Duka-
tenscheißer daheim“, sagte sei-
ne Mutter. Diese Sätze habe ich 
in meiner Jugend auch gehört. 
Dennoch: Nicht bei jeder 
Schlussfolgerung Gründingers 
bin ich mit dem Autor einer 
Meinung. Aber ihm gelingt ein 
überzeugender Rundumschlag 
über die Herausforderungen 
unserer Zeit - unterlegt mit Fak-
ten- und Datenmaterial. Ein 
Buch, das ich sicher auch in mei-
ner politischen Arbeit noch das 
eine oder andere Mal aufschla-
gen werde. Das sollten noch 



Aus Berlin 

mehr Politiker tun, denn es 
kommt es darauf an, die Grund-
werte Freiheit, Gerechtigkeit 
und Solidarität in unsere Zeit zu 
übersetzen. Und darauf, auf die 
richtigen Themen zu setzen. 
Themen, wie Kinderarmut, Digi-
talisierung der Wirtschaft, 
selbstfahrende Autos, Freihan-
del, Menschenrechte aber auch 
nachhaltige zukunftsfeste sozia-
le Sicherungssysteme, das sind 
solche Themen, die das Lebens-
gefühl nicht nur meiner Genera-
tion wiederspiegeln. (Mein Lieb-
lingssatz steht übrigens im Kapi-
tel zur Forschungspolitik. Wer in 
Deutschland Visionen hat der 
geht zum Arzt, oder ins Aus-
land.) Und auch in einem weite-
ren Punkt hat Wolfgang Grün-
dinger recht: Politik braucht den 
Blick über den Tellerrand. Sie 
darf sich nicht an Legislaturperi-
oden klammern, sondern sie 
braucht eine klare Vorstellung 
von der Zukunft, um sie zu ge-
stalten. In einem Punkt hält das 
Buch meiner Meinung nach die-
ser Anforderung nicht stand, 
denn das Hauptproblem unserer 
Gesellschaft heißt nicht: „die 
Alten gegen die Jungen“. Son-
dern die Bruchlinien der Gesell-
schaft verlaufen anders. Sie ver-
laufen zwischen Arm und Reich, 
zwischen Mann und Frau, zwi-
schen "Bio-Deutsch" und 
"Migrationshintergrund". Vor 
einigen Wochen hat die New 
York Times einen Artikel in Bil-
dern publiziert. Darauf zu sehen 
die Gesichter der amerikani-
schen Macht. Das Ergebnis von 

500 der mächtigsten Führungs-
persönlichkeiten in der gesam-
ten USA, in Kultur, Politik, Bil-
dung und Wirtschaft gehörten 
nur 44 einer Minderheit an. 
 
Alter nicht allein entscheiden­
der Faktor für Macht 
Da wo Frauen mitspielen dürfen 
sind sie ebenfalls weiß. Das Alter 
ist also nur ein Faktor in einem 
größeren Zusammenhang der 
Machtverteilung, aber bei wei-
tem nicht der entscheidenste. 
Aber was würde passieren, 
wenn wir Jungen die Alten ein-
fach absägen? Der Hirnforscher 
Michael Hüther erzählte in ei-
nem seiner Vorträge eine Ge-
schichte von einer Elefantenher-
de, die rasant gewachsen war. 
Es waren zu viele Tiere. Die 
Menschen entschieden sich da-
für, die Alten zu töten. Was ge-
schah? Die jungen Elefanten 
rannten durch die Dörfer und 
trampelten alles platt. Eine Ge-
sellschaft ist nicht deswegen 
dümmer oder klüger, weil sie 
jung oder weil sie alt ist. Politi-
ker übrigens auch nicht. 
Es war Christina Schröder, die 
jüngste Familienministerin, die 
die Herdprämie und das Betreu-
ungsgeld einführte. Ein Anachro-
nismus gesellschaftlicher Na-
tur— in die Politik übertragen 
von einer jungen Politikerin. 
Aber richtig ist: Der Aufstieg 
durch Bildung ist schwerer ge-
worden. Es fehlen Sprossen in 
der Leiter. Die Gleichwertigkeit 
der Lebensverhältnisse ist nicht 
überall im Land gegeben. Beson-

ders unser Bildungssystem muss 
besser werden. 
 
München-Schwabing oder 
Wanne-Eickel 
Es macht nicht nur einen Unter-
schied, ob ich in Burkina Faso 
oder in New York geboren wer-
den, sondern auch ob ich in 
München-Schwabing oder Wan-
ne-Eickel zur Schule gehe. Sozia-
le Gerechtigkeit, wirtschaftlicher 
Wachstum, Wohlstand, der Zu-
stand einer Gesellschaft ent-
scheiden sich daran, wie inklusiv 
das System eines Landes wirkt. 
Schaffen wir Teilhabe, Partizipa-
tion an demokratischen Prozes-
sen oder nicht? Schaffen wir 
Teilhabe für alle Menschen? 
Verehrte Damen und Herren, 
die gute Nachricht ist: Wir kön-
ne etwas bewegen. Die deut-
sche Demokratie muss man sich 
holen! Wolfgang Gründinger 
liefert dafür Gründe genug. 
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Über Teilen Deutschlands sind in 
den vergangenen Wochen ver-
heerende Unwetter niederge-
gangen. Am härtesten betroffen 
sind Baden-Württemberg und 
Bayern: Elf Menschen haben ihr 
Leben verloren, und es ist zu 
erheblichen Sachschäden ge-
kommen. Der Starkregen hat 
auch in Gebieten ohne große 
Flüsse zu Überflutungen ge-
führt. Der Bundestag hat sich im 
Rahmen einer Aktuellen Stunde 
mit den Unwettern und seinen 
Folgen auseinandergesetzt.  
Bundesumweltministerin Barba-
ra Hendricks (SPD) gedachte der 

Toten. Sie erinnerte an einen 
Feuerwehrmann aus Schwäbisch 
Gmünd, der gestorben sei, als er 
Leben retten wollte. „Unser Mit-
gefühl gilt den Angehörigen der 
Todesopfer“, sagte Hendricks. 
Den Menschen, deren Hab und 
Gut vernichtet wurde und die 
versuchten, zu retten, was zu 
retten ist, wünschte sie Kraft, 
um wieder in den Alltag zu fin-
den. Es mache Mut, dass die 
Menschen zusammenstünden. 
„Sie helfen, wenn andere Hilfe 
brauchen“, betonte Hendricks. 
Ein besonderer Dank gelte den 
Rettungskräften von Feuerwehr, 

Angehörigen von Hilfsorganisati-
onen und des Technischen Hilfs-
werks, der Polizei und Bundes-
wehr sowie den vielen ehren-
amtlichen Helfern.  
„Ich bin selbst gerne bereit, die 
betroffenen Gemeinden im Rah-
men von Stadtentwicklungspro-
grammen beim Wiederaufbau 
zu unterstützen und auch dabei, 
Maßnahmen zu ergreifen, durch 
die solche erneuten verheeren-
den Schäden vermieden oder 
eingegrenzt werden können“, 
versprach die Ministerin.  

Nach eingehenden Beratungen 
ist das Investmentsteuerreform-
gesetz an diesem Donnerstag 
vom Bundestag verabschiedet 
worden (Drs. 18/8045, 18/8345, 

18/8461). Mit dem Investment-
steuerreformgesetz werden 
europarechtliche Risiken besei-
tigt, die komplexe Investment-
besteuerung vereinfacht und 

bestimmte Steuergestaltungen, 
insbesondere die sogenannten 
Cum/Cum-Gestaltungen unter-
bunden.  

Vergangene Woche hat das Par-
lament in 1. Lesung einen Ge-
setzentwurf der Koalition zur 
Reform des Bauvertragsrechts 
und zur Änderung der kauf-
rechtlichen Mängelhaftung be-
raten (Drs. 18/8486).  
Mit dem Gesetzentwurf wird 
das Werkvertragsrecht moderni-
siert und den Anforderungen 
von Bauvorhaben angepasst. 
Bislang ist es in erster Linie auf 
den kurzfristigen Austausch von 
Leistung und Gegenleistung aus-
gelegt, nicht jedoch auf die 
Durchführung eines komplexen, 
auf längere Zeit angelegten Bau-
vorhabens.  
Im Vordergrund steht bei den 
Neuregelungen der Verbrau-

cherschutz. So sollen Bauunter-
nehmer künftig verpflichtet sein, 
Verbrauchern vor Vertrags-
schluss eine Baubeschreibung 
zur Verfügung zu stellen, die 
bestimmten Mindestanforde-
rungen genügt. Das ermöglicht 
Verbrauchern einen genauen 
Überblick über die angebotene 
Leistung, und sie können die 
Angebote verschiedener Unter-
nehmer besser vergleichen.  
Neu ist eine Pflicht der Parteien, 
im Bauvertrag eine verbindliche 
Vereinbarung über die Bauzeit 
zu treffen. Außerdem sollen 
Verbraucher künftig das Recht 
erhalten, einen Bauvertrag in-
nerhalb von 14 Tagen ab Ver-
tragsschluss zu widerrufen. Sie 

haben so die Möglichkeit, ihre – 
regelmäßig mit hohen finanziel-
len Belastungen einhergehende 
– Entscheidung zum Bau eines 
Hauses noch einmal zu überden-
ken. Wenn sich während der 
Bauausführung Wünsche und 
Bedürfnisse des Bauherrn wan-
deln, kann Änderungsbedarf 
entstehen. Die geplanten Neu-
regelungen erleichtern es dem 
Bauherrn, den Vertragsinhalt im 
Einvernehmen mit dem Unter-
nehmer an seine neuen Wün-
sche anzupassen. Weiterhin ist 
das Recht beider Vertragspartei-
en vorgesehen, den Bauvertrag 
aus wichtigem Grund zu kündi-
gen.  



Der Deutsche Bundestag hat 
über einen fraktionsübergrei-
fenden Antrag von CDU/CSU, 
Grünen und SPD debattiert, der 
sich ausführlich mit den histori-
schen Ereignissen in den Jahren 
1915/16 beschäftigt, bei denen 
mehr als eine Million Armenier 
der Vernichtung und Vertrei-
bung durch das damalige Osma-
nische Reich zum Opfer fielen. 
Eine Mitschuld an den schreckli-

chen Ereignissen trägt auch das 
damalige Deutsche Reich.  
Der Bundestag schloss sich darin 
dem Urteil der weitaus überwie-
genden Zahl von Historikern und 
Völkerrechtlern an, die die da-
maligen Geschehnisse als Völ-
kermord an den Armeniern ein-
stufen. Im Vordergrund des An-
trags steht die Aufforderung zur 
Aufarbeitung und Versöhnung. 
Die Bundesregierung wird auf-

gefordert, dieses mit den ihr zur 
Verfügung stehenden Möglich-
keiten zu unterstützen. Der An-
trag fordert die Bundesregie-
rung auf, mit den ihr zur Verfü-
gung stehenden Möglichkeiten 
zur Versöhnung beizutragen. 

Eine Gesetzreform zur Vereinfa-
chung des Zweiten Buches Sozi-
algesetzbuch soll zukünftig die 
Grundsicherung für Arbeitssu-
chende entbürokratisieren, die 
Arbeit der Job-Center erleich-
tern und die Verfahren be-
schleunigen. Nach Ansicht von 
Fachleuten und Kritikern kann 
dies jedoch zur Kürzungen bei 
dem Leistungsbezug von lang-
zeitarbeitslosen Alleinerziehen-
den führen. Dazu erklärt die 

Bundestagsabgeordnete im 
Wahlkreis Herne/Bochum II, 
Michelle Müntefering:  
„Mit dieser Gesetzesreform sol-
len Verfahrensvereinfachungen 
erzielt werden, die für alle zu 
Verbesserungen führen. Eine 
Entbürokratisierung darf jedoch 
nicht zu Kürzungen bei den Be-
troffenen führen. Ich begrüße 
daher, dass Bundesarbeitsminis-
terin Andrea Nahles nun erklärt 
hat, dass der Abschnitt der Ge-

setzesnovelle, die Alleinerzie-
hende betrifft, noch einmal 
überarbeitet werden soll. Das 
Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales und die SPD-
Bundestagsfraktion verhandeln 
jetzt mit den Koalitionspartnern 
CDU und CSU über eine Neufas-
sung dieser Passagen. Es 
braucht eine Regelung, die eine 
Schlechterstellung, bzw. Leis-
tungskürzungen bei Alleinerzie-
henden ausschließt.“ 
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Aus Berlin 

Die SPD-Bundestagabgeordnete 
Michelle Müntefering stellt fest: 
„Bundesgesundheitsminister 
Hermann Gröhe und Bundesfor-
schungsministerin Johanna 
Wanka planen derzeit klinische 
Studien und Arzneimittelfor-
schung an Demenzkranken zu-
zulassen. Zukünftig soll dafür 
eine Generalvollmacht in einer 
Patientenverfügung genügen. 
Damit soll der mögliche Teilneh-
mer künftigen Versuchen gene-
rell zustimmen. Eine an Demenz 

oder Alzheimer erkrankte Per-
son kann seine Einwilligung zu 
Tests im fortgeschrittenen 
Krankheitsstadium dann nicht 
mehr zurückziehen und die 
Testpersonen werden nicht 
mehr über die Gefährlichkeit 
einzelner Studien, einzelner 
Tests, aufgeklärt. Durch die 
neuen Vorschläge werden die 
heute geltenden hohen gesetzli-
chen Standards ausgehöhlt. 
 Was der Gesundheitsminister 
plant, dürfen wir nicht zulas-

sen.  Menschen mit Demenz, 
Alzheimer oder anderen geisti-
gen Beeinträchtigungen dürfen 
nicht zu Versuchskaninchen der 
Pharmaindustrie werden.  
Forschung mit dem Ziel, die 
Krankheitssituation des Einzel-
nen zu verbessern, ist schon 
immer zulässig und wird es 
auch bleiben. Auch wenn das 
Parlament diese Gesetzesände-
rung verhindert." 
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Aus Berlin und dem Wahlkreis Herne/Bochum II 

Berlin ist immer eine Reise wert: Zu diesem Ergebnis auch die 50 Bürgerinnen und Bürger aus dem 
Wahlkreis, die an der politischen Bildungsfahrt im Juni teilnahmen. Zum Programm gehörte neben 
einem Besuch einer Plenarsitzung und einer Führung durch die Bundeskanzler-Willy-Brandt-Stiftung 
auch ein Treffen mit der Bundestagsabgeordneten Michelle Müntefering. Gerne nahm sich die SPD-
Politikerin Michelle Müntefering Zeit für eine lebhafte Diskussionsrunde mit den Gästen aus ihrem 
Wahlkreis. Jedes Jahr bekommen die Bundestagsabgeordneten die Möglichkeit, politisch interessier-
te Bürgerinnen und Bürger für vier Tage nach Berlin einzuladen. 

Vergangene Woche feierte die NRW SPD-
Landesgruppe ihr 50. Jubiläum mit 700 Gästen 
in Berlin. „NRW ist eine Hochburg der deut-
schen Sozialdemokratie. Und seit 50 Jahren ist 
die Landesgruppe NRW eine wertvolle Stütze 
der SPD-Fraktion und eine einflussreiche Ver-
treterin der Landesinteressen", würdigte der 
SPD-Bundesvorsitzende Sigmar Gabriel die Ar-

beit der Landesgruppe in den letzten Jahren in 
seiner Rede. Auch NRW-Ministerpräsidentin 
Hannelore Kraft lobte die wichtige Arbeit der 
Landesgruppe für das Land Nordrhein-
Westfalen in den vergangen 50 Jahren. 
Die Feier war gleichzeitig die Gelegenheit, mit 
vielen Bekannten und Freunden aus dem Land 
ins Gespräch zu kommen. 
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Bei der Press-Preview im Vorfeld der Eröffnung der 9. Berlin Biennale in der Akademie der Künste 
traf Michelle Müntefering den Aktions-Künstler Halil Altındere, dessen Werke schon auf der 
großen Kunstausstellung „Documenta“ zu sehen waren. 

 

Bei der Berlin Biennale zeigt Altindere eine Videoarbeit, die in der Türkei und in Deutschland ge-
dreht wur-de. Mit einer Mischung aus Realismus und Fiktion thematisiert Homeland (2016) die Erfah-
rung von Zwangsmigration. Mohammed Abu Hajar, ein inzwischen in Berlin lebender Rapper aus 
Syrien, verleiht den Widersprüchen, die den Flüchtlingsstatus ausmachen, eine Stimme. Seine Reime 
begleiten die Zuschauer durch Szenen, die teil-weise auf realen Aufnahmen basieren, von einer 
Grenzüberquerung bis zu versteckten Wasserstraßen Istanbuls, und enden im Flüchtlingscamp des 
ehemaligen Berliner Flughafen Tempelhof.  

 

Das Werk bringt die Migrationskrise, die die Türkei und die ganze Welt betrifft, nach Berlin, ei-
nem politischen Zentrum, in dem Europas Antwort auf die Krise geschmiedet wird. 

Mohammed Abu Hajar, 
Michelle Müntefering, Azra 
Tuzunoglu und Halil Altındere. 

Regelmäßig lädt Michelle Münte­
fering zur Bürgersprechstunde ein, 
so auch am Mittwoch, 13. Juli. In 
der Zeit von 16 Uhr bis 18 Uhr kön-
nen sich interessierte Bürgerinnen 
und Bürger mit ihrer Abgeordneten 
im Wahlkreisbüro an der Bochumer 
Straße 26 treffen und ihre Anliege 
vor Ort persönlich mit der Bundes-
tagsabgeordneten besprechen.  
Eine Anmeldung ist erforderlich 
unter Tel.: 0 23 23/94 91 35 

Aus Berlin und dem Wahlkreis Herne/Bochum II  
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Aus Berlin und dem Wahlkreis Herne/Bochum II  

Jedes Jahr werden 315 Jugendliche aus ganz Deutschland jeweils von einem Bundestagsabgeordne-
ten eingeladen, um im Bundestag am Projekt „Jugend und Parlament“ teilzunehmen. Michelle 
Müntefering entschied sich für die 17 Jahre alte Lilli-Noor-Wouhbé. 
In einem so genannten Planspiel übernehmen die Teilnehmerinnen und Teilnehmer die Rollen fikti-
ver Abgeordneter und lernen die Arbeitsweise des Deutschen Bundestages kennen. Wie begeistert 
Lilli-Noor Wouhbé von dem Programm war, erzählt Sie in Kürze in ihren eigenen Worten. 
 
BERICHT VON LILLI-NOOR WOUHBÉ 
Vom 4. Bis zum 7. Juni 2016 war ich auf Michelle Münteferings Einladung in Berlin und habe mit über 
300 weiteren Jugendlichen aus jedem Winkel Deutschlands den Bundestag übernommen und die Ar-
beit der Abgeordneten nachgestellt. Es war ein Wochenende voller neuer Freundschaften, Spaß und 
angeregten Diskussionen: von der neun Staffel House of Cards bis hin zur Flüchtlingskrise.  
Doch neben mehr Eindrücken als man in so kurzer Zeit alle aufnehmen kann, habe ich 3 wichtige Lek-
tionen an diesem Wochenende gelernt: 
 

  Habe immer einen Plan! 
 Auch wenn am Ende doch alles immer ganz anders läuft, ein guter Plan und eine überlegte 
 Taktik können das Chaos oft noch im Rahmen halten. 

 

  Zusammenarbeit ist alles 
  Zwar ist es immer gut, zu seinen Idealen zu stehen und diese sollte man auch nie aufge
 ben, aber ohne die Bereitschaft, auch mal einen Kompromiss einzugehen und sich in die  
 andere Seite hineinzuversetzen, kann kein Parlament  auch nur einen Schriftführer ernennen. 
 

  Politik ist harte Arbeit 
 Wer sagt, Abgeordnete treffen sich nur zum Essen und arbeiten doch in Wirklichkeit nicht, 

hat ganz klar ein falsches Bild von der Sache. Vor 10 Uhr war das Programm nie zu Ende und 
auch dann wurden im Hostel noch bis tief in die Nacht Reden geschrieben  oder sogar Koaliti-
onsbrüche verhindert. Um am nächsten Morgen dann wieder fit zu sein und das gleiche Pro-
gramm noch mal zu erledigen, war oft Kaffee unser aller Rettung. 

 

Schlussendlich kann ich Frau Müntefering eigentlich nur danken, mir so eine Erfahrung ermöglicht zu 
haben und kann es jedem, der dieses Projekt in Beracht zieht, nur wärmstens ans Herz legen.  
Es ist wirklich ein Event, dass man so schnell nicht wieder vergisst! 

Die Schülerin Lilli-Noor 

Wouhbé gemeinsam mit 

Michelle Müntefering im 

und am Bundestag. 



Seite  11 

Auch das Berliner Team von Michelle Müntefering fiebert mit, wenn die Deutsche Mannschaft in 
Frankreich bei der Fußball-Europameisterschaft antreten wird. Vergangene Woche schauten sie 
schon einmal am Brandenburger Tor beim Aufbau der Fan-Meile vorbei: v.li.: Winfried Marx, Kon-
stantin Kosten, Andrea Straka, Michelle Müntefering und Dieter Ripberger. Hoffentlich klappt es mit 
dem Titel!  



Michelle Müntefering , MdB 

callto:+493022773134
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Neuwahlen bei den SPD-Frauen 
 
Im Februar 2016 stand auch bei der Herner Arbeitsge-
meinschaft sozialdemokratischer Frauen die Neuwahl 
des Vorstands an. Es gab keine großen Überraschungen: 
 
Vorsitzende:  Monika Ganteföhr 
Stellv. Vorsitzende: Helga Angsüßer, Rosi Gehring und 

Karola Zang.  
Schriftführung: Gertrud Brell und Yvonne Lehnert 
 
Nach den Wahlen referierte Hendrik Bollmann zum 
Thema „Frauenförderung in der Politik – auch Männer-
sache“. 
 

 



 
 

 
 

 
 
 
 

Reform des Sexualstrafrechts 

 

Ende April 2016 wurde der Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Stärkung der sexu-

ellen Selbstbestimmung in erster Lesung beraten. Mit diesem Entwurf werden nicht 

hinnehmbare Strafbarkeitslücken zum Schutz von Frauen geschlossen. So sind sexuelle 

Übergriffe nach der derzeitigen Rechtsprechung nicht als sexuelle Nötigung oder Ver-

gewaltigung strafbar, wenn das Opfer aus Überraschung keinen Widerstand leistet oder 

aus Furcht von Widerstand absieht. Doch gerade in diesen Situationen will die SPD 

Frauen besser schützen. Der Entwurf von Heiko Maas weitet deshalb den strafrechtli-

chen Schutz auf diese Konstellationen zurecht aus. 

 

Im parlamentarischen Verfahren wird die SPD-Bundestagsfraktion die so genannte 

Nein-heißt-Nein-Lösung verfolgen. Heiko Maas hat sich hierfür offen gezeigt. Wir wol-

len den guten Gesetzentwurf entsprechend ergänzen; der SPD-Fraktionsvorsitzende 

Thomas Oppermann hat dies auch öffentlich bekräftigt. Wir meinen, dass die Strafbar-

keit wegen eines Sexualdelikts zukünftig nicht mehr vom Vorliegen einer Abwehrhand-

lung abhängen soll. Auch nicht einverständliche sexuelle Handlungen müssen entspre-

chend der Istanbul-Konvention strafbar sein.  

 

Die AsF hält es für eine grundlegend falsche Schwerpunktsetzung, wenn Eigentum oder 

Hausfrieden höher bewertet werden als sexuelle Selbstbestimmung. 

 

Wir fordern außerdem, dass man für Fälle sexueller Übergriffe, die die Schwelle der 

sexuellen Nötigung nicht überschreiten, einen neuen Straftatbestand einführt, nämlich 

den zur sexuellen Belästigung oder Beleidigung durch Tätlichkeit. In Ergänzung kann 

für Vorfälle, bei denen der Täter einen Überraschungsmoment ausnutzt, hinzugefügt 

werden, dass das Einverständnis nicht vorausgesetzt werden kann. Wir freuen uns, 

dass eine Expertenkommission eingesetzt wurde, die über eine grundsätzliche Reform 

des Strafgesetzbuches bzw. zur kompletten Umsetzung der Istanbul-Konvention in 

deutsches Recht berät und dass hier auch Expertinnen aus NRW eingebunden sind. 

 

Ganz deutlich sagen wir an dieser Stelle: Die Vorkommnisse in der Silvesternacht in 

vielen deutschen Städten haben eine Debatte befeuert, die wir seit langem führen. 

Ausdrücklich wehren wir uns aber gegen die Instrumentalisierung der Opfer der sexua-

lisierten Gewalt durch rechtspopulistische Gruppierungen und deren rassistische Be-

weggründe zur Strafverfolgung. 

 

Zu diesem Thema planen wir derzeit eine große öffentliche Veranstaltung am 

13.09.2016. Weitere Einzelheiten folgen.  
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Frauenfrühstück 
 

 

Auch in diesem Halbjahr haben sich die AsF-Frauen wie-

der zu einem Frauenfrühstück getroffen, bei dem es 

nicht nur um Politik ging, sondern auch um die Sorgen 

und Nöte des Alltags. Die „Brasserie“ auf der Hauptstra-

ße in Herne hat dabei alle unsere kulinarischen Erwar-

tungen übertroffen. 

 

 
 

Nach der Cranger-Kirmes ist vor der Allerheiligenkirmes! 

Jahresausflug 2016 

In diesem Jahr fährt die AsF am Donnerstag, 

03.11.2016, zur Allerheiligenkirmes nach Soest. Die Al-

lerheiligenkirmes in Soest ist die größte Altstadtkirmes 

Europas und findet jährlich in der Soester Altstadt statt.  

 

Verbindliche Anmeldungen sind ab sofort möglich bei 

jeder Sitzung.  

 

Wir fahren bequem mit dem Zug. Es fallen hierfür Fahrt-

kosten in Höhe von € 10,-- / Person an, die bei der An-

meldung zu zahlen sind. 

 

Die genauen Abfahrtzeiten stehen noch nicht fest, wer-

den aber zeitnah mitgeteilt. 
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Wann und Wo: 

Wir treffen uns an jedem 3. 

Donnerstag im Monat um 

19.00 Uhr zu einer UB-

Vorstandssitzung in der 

Gaststätte „Zille“, Herne.  

In den Schulferien fällt das 

Treffen aus. 

Zweimal jährlich führen wir 

eine ASF-Konferenz durch, 

zu der die Delegierten der 

einzelnen Frauengruppen 

und stets auch Gäste einge-

laden sind.  

Die genauen Termine und 

Inhalte stehen rechtzeitig in 

der lokalen Presse oder 

können im SPD-Parteibüro 

erfragt werden. 

Einfach mal vorbeikommen! 

 



 
 

 
 

 
 
 
 

Jubiläumsfeier 

40 Jahre AsF Herne 

 
 

Im Rahmen einer Weihnachtsfeier hielt 

der AsF-Vorstand im Dezember 2015 

einen kleinen Rückblick auf 40 Jahre 

AsF Herne.  

 

In der kleinen Feierstunde, an der auch 

nahezu alle ehemaligen Vorsitzenden 

der AsF teilnehmen konnten, hielt zur 

Freude aller Teilnehmerinnen die Niko-

läusin in Reimform einen historischen 

Rückblick und schilderte in launigen 

Worten die Gründung der AsF sowie 

deren Entwicklung und Werdegang. In gemütlicher Runde fand der Abend dann seinen Ausklang.  

 

 

 

 

 

 

 
  
 

Internationaler Frauentag in Herne 

 
Auch 2016 wurde der Internationaler 

Frauentag von der AsF Herne in 

besonderer Form gefeiert. In diesem 

Jahren waren wir nicht nur bei der 

großen Eröffnungsveranstaltung am 

04.03. im KuZ vertreten. Einen Tag 

später konnten wir bei eisigen 

Temperaturen auf der Bahnhofstraße 

mit einem großen Info-Pavillon die 

Herner Bürgerinnen mit Rosen 

erfreuen und diesen Tag so in 

besonderer Form begehen. Tatkräftig unterstützt wurden wir dabei von unserem 

Landtagsabgeordneten Alexander Vogt. 

 

 

[Wecken Sie das Interesse Ihrer Leser mit einem passenden Zitat aus dem Doku-
ment, oder verwenden Sie diesen Platz, um eine Kernaussage zu betonen. Um das 
Textfeld an einer beliebigen Stelle auf der Seite zu platzieren, ziehen Sie es ein-

fach.] 
 

Wir 
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v.l.n.r.: Silke Remiorz, Monika Ganteföhr, Gaby Baertz und Renate Heinz 

Wir wünschen  
einen 

schönen 

Sommer! 



 
 

 
 

 

 

Internationaler Frauentag in Herne 
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